Wochenblatt für das Voll. 


— Erſcheini jeden 


Das Verfügungsrecht des Staates über die 
Staatshahnen. ö 


Das Abgeordnetenhaus hat in der vergangenen 
Woche über Geſetzes⸗Vorlagen wegen 1 neuer 
Bahnen, Ausführungen von neuen Anlagen auf Staats- 
Eisenbahnen und wegen Gewährung einer Zins garantie 
für eine neu zu bauende Eiſenbahn zu berathen 

abt. i 
so Nachdem im Jahre 1865 die Regierung den Eigen⸗ 
thums⸗Anſpruch, welchen fie im Laufe der Jahre auf 
die Köln⸗Mindener Eiſenbahn erworben hatte und 
noch weiter erwerben mußte, an dieſe Aktien⸗Geſellſchaft | 
gegen eine ſehr bedeutende Summe verkauft hatte, ohne 
daß der Verkaufsvertrag vorher eder nachher der Landes⸗ 
vertretung zur Genehmigung vorgelegt wurde, mußten 
bei der Landesvertretung Bedenken entſtehen, der Negie⸗ 
rung durch Bewilligung von Eiſenbahnbauten oder von 
Zinsgarantien von Neuem die Möglichkeit zu eröffnen, 
ſich Geldmittel ohne Befragung der Lan des⸗ 
vertretung und 11 85 Genehmigung ſeitens der— 
ſelben zu verſchaffen. a 

Es liegt auf der Hand, daß das ganze Fonftitutionelle ; 
Weſen feinen Stützpunkt darin hat, daß der Staats- 
regierung gar keine Geldmittel zur Verfügung 
ſtehen, welche nicht von der Landesvertretung durch ein 
Geſetz bewilligt worden find. Da nun aber trotz wie⸗ 
derholter Anträge die Staatsregierung den Vertrag mit 
der Köln⸗Mindener Bahn nicht dem Landtage vorgelegt 
hat, und auch keine beſlimmte Erklärung darüber abgab, 
ob fie eine Vorlegung ſolcher Verträge, welche den Ver⸗ 
kauf reſp. die Verpachtung der Staatsbahnen bezwecken, 
für nothwendig halte, jo war man tm Abgeordneten⸗ 
hauſe vielfach der Anſicht, daß es zweckmäßig ſei, bei 
Gelegenheit der vorliegenden Geſetze eine allgemeine 
geſetzliche Beſtimmung zu treffen, welche die Noth⸗ 
wendigkeit der Vorlegung ſolcher Verträge ausſpricht. 
Andererſeits, und dieſe Auffaſſung gewann in dem Hauſe 
die Mehrheit, war man der Anſicht, daß man keine all⸗ 
gemeine Beſtimmung in dieſer Beziehung treffen ſolle, 
ſondern daß man in jedem einzelnen Geſetze nur die 
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konkrete Beſtimmung treffen müſſe, welche den Ver— 
kauf und die Verpachtung der Bahn von einer Ge⸗ 
nehmigung des Landtages abhängig macht, ebenſo wie 
jede Aenderung des Verhältniſſes bei Bewilli— 
gung einer Zinsgarantie. 

Die Regierung hat einem dahin zielenden Antrage 
in Bezug auf diejenige Bahn, für welche eine Zins⸗ 
garantie bewilligt wurde, zugeſtimmt, ſo daß in dieſer 


einen Frage den Forderungen der liberalen Partei Ge- 


nüge geſchehen iſt, während fie bei der Berathung der 
zweiten Vorlage, welche die Genehmigung zu einer An⸗ 
leihe von 24 Millionen Thlrn. zur Anlage einiger neuen 
Bahnſtrecken, zur Anlegung eineg zweiten Geleiſes auf 
der Oſtbahn und zur Vermehrung des Betriebsmaterials 
auf allen Staatsbahnen fordert, der Einſchaltung eines 
entſprechenden Paragraphen in das Gefetz widersprach, 
ſo daß durch Annahme deſſelben Seitens des Hauſes 
das Zuſtandekommen des Geſetzes und ſomit die Aus⸗ 
führung der projektirten Bauten gefährdet erſcheint. 

Man wird dieſen Widerſpruch um fo weniger begrei⸗ 
fen, wenn man die Motivirung deſſelben Seitens des 
Finanzminiſters durch den Hinweis auf das Faktum 
erfährt, daß die Regierung ja erſt neulich bei dem 
beabſichtigten Verkauf der weſtphäliſchen Bahn den Ver⸗ 
trag dem Abgeordnetenhauſe zur Genehmigung vorgelegt 
habe. Hält die Regierung eine ſolche Genehmigung für 
nothwendig oder auch nur für wünſchenswerth, 
ſo kann fie doch gewiß nichts gegen eine ſolche geſetzliche 
Beſtimmung haben, welche nicht nur ihr ſelbſt, ſondern 


auch allen 1 Regierungen die Hände in der 


Weiſe bindet, daß ſie ebenſo handeln müſſen, wie die 
jetzige Regierung in Bezug auf den Verkauf der weſt⸗ 
phäliſchen Bahn gehandelt hat. 

Man wird aber leicht den Schlüſſel zu dieſer ſchein⸗ 
baren Inkonſequenz finden, wenn man ſich die Lage des 
Landes zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrages mit der 
Köln⸗Mindener Bahn und das, was nachher paſſirt iſt, 
ins Gedächtniß zurückruft. Jener Vertrag wurde ziem⸗ 
lich gleichzeitig mit dem Gaſteiner Vertrage verhandelt, 
und es liegt die Vermuthung nahe, daß unſere Regie⸗ 
rung ſich für den Fall eines Krieges mit Oeſterreich 


auf dieſe Weiſe Geldmittel bereit ſtellen wollte; und als 
ungefähr ein Jahr ſpäter ein ſolcher Krieg wirklich aus⸗ 
brach, da waren jene bereiten Gelder kein unwill⸗ 
kommenes Hülfsmittel. 5 

Es leuchtet nun aus den ganzen Verhandlungen die 
Idee hervor, daß man N für ähnliche Fälle eine ähn⸗ 
liche Möglichkeit offen halten müſſe, und daß man des⸗ 
halb eine gefegliche Beſchränkung des Verfügungsruchtes 
der Staatsregierung über die Staatsbahnen micht 


8 . 
ieſer Hinweis auf eine mögliche Gefahr des Lan⸗ 


des könnte vielleicht manchen zweifelhaft machen darüber, 
ob das Abgeordnetenhaus wirklich richtig gehandelt habe, 
durch Annahme des geſtellten Antrages der Regierung 
für alle Fälle die Hände zu binden, und wir wollen 
deshalb, mit Uebergehung aller anderen Gründe, nur 
das hier folgen laſſen, was Graf Schwerin zur 
Widerlegung dieſer Theorie geſagt hat. 


„Wir glauben,“ fo jagt er, „mit dem Herrn Abgeordne⸗ 
ten Wagener, daß Zeiten kommen können, wo die Regierung 
genöthigt iſt, etwas zu thun, wofür ſie die volle Verantwort⸗ 
lichkeit ihrerſeits zu tragen hat. Wir wünſchen um deswillen, 
damit ich dies in dieſem Augenblicke noch einmal ausſpreche, 
noch beſonders, daß je eher je lieber ein Miniſterverantwort⸗ 
lichkeits⸗Geſetz exiſtire, damit die Indemnität einen Sinn 
habe, damit, wenn fie nicht ertheilt werde, die Miniſter wirk⸗ 
lich die Verantwortlichkeit zu tragen haben, von der ſie erſt 
durch die Indemnität abſolvirt werden. — Ich ſage aber, 
für ſo ungewöhnliche Zeiten ſoll die Regierung ſich nicht durch 
eine gewagte Ir terpretation der Verfaſſung und des Geſetzes 
ſchützen können, ſondern ihre finanzielle und kriminelle 
Verantwortlichkeit in die Wagſchale werfen, wenn ſie 
irgend etwas zur Rettung des Staates thut, was nicht mit 
den Geſetzen des Landes vereinbar iſt, damit wir nicht wieder 
auf den Weg der Interpretation geführt werden, damit nicht 
wieder jo unerquickliche Streitigkeiten entjtehen mögen, wie 
fie in Bezug auf die Köln⸗Mindener Eiſenbahn hier entftan- 
den find, während man von der einen Seite das Recht in 
Anſpruch nahm und mit guten Gründen vertheidigte, daß 
eine Handlung diejerhalb wider das Geſetz geweſen ſei, und 
der Herr Finanz⸗Minifter auf keine andere Weiſe ſich aus der 
— Verlegenheit zu ziehen wußte, als indem er ſich auf das 
Nothrecht berief. Er ſagte: Seid nur ruhig, es wird für 
die Zukunft nicht wieder vorkommen, wir haben es aber ein- 
mal gethan; ſondern, meine Herren, damit er für die Zu⸗ 
kunft ſage: ja, meine Herren, ſo ſteht es im Geſetz, die höch⸗ 
ſten Rückſichten des Staates haben mich aber veranlaßt, in 
dieſem Falle das Geſetz zu verlaſſen, ich bitte Euch, ertheilt 
mir die Indemnität aus dieſem Grunde. Wenn Ihr mir die 
Indemnität nicht ertheilt, ſtehe ich mit meinem Vermögen, 
und wenn Ihr wollt, mit meinem Kopfe ein, dann handeln 
wir konſtitutionell.“ 

Hoffen wir, daß die Regierung ſchließlich trotz der 
Entſchiedenheit, mit welcher ſich der Handelsminiſter 
gegen das Vincke ſche Amendement ausgeſprochen hat, 
doch noch für die Annahme des Geſetzes, wie es aus 
den Berathungen des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen 
iſt, entscheidet, und daß ſie nicht auf den thörichten 
Rath der Kreuz⸗Zeitung hört, welche ſagt: „Lieber noch 
länger auf einem Geleiſe nach Oſten, als mit Kurier⸗ 
zug in den äußerſten Parlamentgrismus.“ Es handelt 


Woche fünf 


ſich hier nicht um Parlamentarismus oder Nichtparla⸗ 
mentarismus, ſondern es handelt ſich um das dauernde 
Wohl des Landes. : 


Polttiſche Wochenſqhau. 
3 Abgeordneten hauz hat in der porigen 

1 nf S n gehalten. "a tag g * 5 
et den Ahsdenſchen Antrag, betzeffchid die Frhö 
des 3 ſenbezuges der geſetzlich dir Bank zugewieſene 
richtlichen . aplien und der Einlagen der en, 
Schulen :c. zur ae über, nahm dann verſchiedene 
Vorlagen an, und beſchloß auf Antrag der Budget⸗Kommiſ⸗ 
ſion, welche über die Allgemeinen Rechnungen der Jahre 
1859, 1860, 1861, 1862, 1863 Bericht erſtattete, Folgendes: 

I. unter Uachträglicher Genehmigung ſämmtlicher Etate⸗ 
überſchreitungen und einmaligen außererdentlichen Ausgaben, 
die Entlaſtung der töniglichen Staats⸗Regierung für die 
Allgemeinen Rechnungen über den Staatshaushalt der Jahre 
1859 und 1860 auszuſprechen; 

II. die Entlaſtung der Staats⸗Regierung in Bezug auf 
die Allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt des Jahres 
1861 auszuſprechen; 

III. die Entlaſtung der Königl. Staats⸗Regicrung in 
Bezug auf die allgemeinen Rechnungen über den Staats⸗ 
haushalt der Jahre 1862 und 1863 auszuſprechen; 

IV. der Königl. Staats- Regierung in Bezug auſ die 
Verwaltung des Staatsſchatzes für die Jahre 1860, 1861, 
1862 und 1863 ODecharge zu ertheilen. — 

V. 1) die Staatsregierung aufzufordern, dem Landtage 
in der nächſten Seſſton den Entrurf eines Geſetzes über die 


Preußen. 


Einrichtung und die Befugniſſe der Oberrechnungskammer 


vorzulegen; 2) inzwiſchen ſchon jetzt die Inſtruktion der Ober⸗ 
rechnungskammer vom 20. Juni 1862 dahin zu erweitern, 
daß auch die Bemerkungen der Oberrechnungskammer über 
diejenigen erheblichen Mängel der Verwaltung, welche aus 
Veranſaſſung der Prüfung der Rechnungen entdeckt werden, 
ſowie diejenigen Abweichungen von dem geſetzlich hergeſtellten 

Staatshaushalteetatz und von den denſelben zu Grunde lie⸗ 
enden Etats aus Nachweiſungen, welche etwa durch aller- 
höchſte Ordres ſchon von der Rechnungsreviſion juſtifizirt 
worden find, der Landesvertretung mitzutheilen feien. 

— Am Dienſtag und Mittwoch beſchäftigte ſich das Haus 
mit den Eiſenbahnvorlagen, über welche Angelegenheit 
wir in unſerm Leitartikel ausführlich geſprochen haben. 

Am Freitag wurde nach Veantwortung einiger Inter⸗ 
pellationen und nach Erledigung einiger Petitionen, 


die Eiſenbahn⸗Anlagen betrafen, das Geſetz angenommen, 


durch welches das Salzmonopol aufgehoben wird. Aller- 
dings wird das Speiſeſalz für den Augenblick dadurch 
nicht billiger werden, aber, und des iſt für unſere gewerb⸗ 
liche Induſtrie und für die Landwirthſchaft vom höchſten 
Intereſſe, der Verkehr mit dem denaturaliſirten Salz, d. h. 
mit dem Salz, welches für den Syeiſegebrauch unbenutzbar 
gemacht iſt, i jetzt freigegeben. 

Am Sonnabend berieth das Abgeordnetenhaus den Ger 
ſetz Entwurf betreffend die Aufhebung der pommerſchen 
Lehne; einige Aenderungen, welche das Herrenhaus vor⸗ 

enommen, wurden angenommen, zwei neue Paragraphen 
jedoch, welche daſſelbe hinzugefügt, abgelehnt. , 

Das Herrenhaus hat zwei Sitzungen gehalten, in denen 
es eine Anzahl von Geſetz⸗ Entwürfen, den Beſchlüſſen des 
Abgeordnetenhauſes gemäß, erledigte. 8 

Für den Augenblick wird die öffentliche Aufmerkſamkeit 
im ganzen Lande verzüglich an der Wahlbewegung in An⸗ 


ſpruch genommen; wir erinnern unſere Leſer auch noch ein⸗ 
u Bigrigteit des bevorſtehenden Aktes; möge 
Jeder am 12. d. Mts. jo ſtimmen, daß er ſich ſpäter 
keine Vorwürfe zu machen hat, wenn die Entwick ⸗ 
lung der Dinge nicht ſeinen Wünſchen entſpricht. 
In Hannover iſt der Kaufmann Sonntag entlaſſen 
worden. Wie es heißt, finden jetzt mit dem König Georg 
Verhandlungen wegen feines Privatvermögens ſtatt. 
Deſterreich. Die Aussöhnung mit Ungarn ſcheint man 
jetzt in Wien wirklich ernſtlich zu betreiben, und zwar wie 
man jagt, wegen der Hinneigung zu Preußen, welche das 
neue baierifhe Miniſterium zeigt. . . 
Der neue Finanzminiſter trägt ſich mit dem Plan einer 
neuen Anleihe. Außerdem ſpricht man davon, die Zinſen 
der alten Schuld auf die Hälfte herabzuſetzen; bei einem 
Privatmann würde ein ſolches Verfahren als Bankerott⸗Er⸗ 
klärung angeſehen werden. i , 
Frankreich. Neugierige Leute zerbrechen ſich noch immer 
den Kopf, worin denn eigentlich die neuen Freiheiten be⸗ 
ſtehen, mit denen der Kaiſer das Gebäude gekrönt hat. 
Italien. Die Unterhandlungen zwiſchen dem Papſt und 
der italieniſchen Regierung find wieder ins Stocken ge 
rathen. 
Lürtel Der Aufſtand in Kandia ſoll unterdrückt ſein; 
die türkiſche Regierung hat daſſelbe ſchon mehrere Mal ge⸗ 
meldet. 


Neueſte Nachrichten. 

Das berliner Miniſterium hat über die Verwaltungs⸗Or⸗ 
ganisation der Provinz Heſſen Beſchlüſſe gefaßt, welche 
augenblicklich der Genehmigung des Königs unterbreitet find 
und demnächſt publizirt werden ſollen. 

Das akademiſche Univerſitäts⸗Conſiſtorium zu Kiel will 
eine aus den vier Decanen beſtehende Deputation nach Ber- 
lin entſenden, um die Huldigung der Univerſität dar⸗ 
zubringen. 


Aus Berlin. 

— Aus dem Berliner Vereinsleben. Wir 
wollen die diesmalige Wochen ⸗Ueberſicht der Vereins⸗ 
thätigkeit der Hauptſtadt, die naturgemäß noch immer mit 
der Wahlagitation ſich deckt, mit den von der kon ⸗ 
ſervativen Partei zuſammenberufenen Verſammlungen 
beginnen, die bekanntlich mit ihrer Candidatenliſte für Berlin 
längſt fertig iſt. Die ganz vernünftigen Mahnungen der 
Herren Wagener und Gödſche haben nicht gefruchtet, und 
ein aus Generälen, Hoflieferanten, Kommerzienräthen ꝛc. ge⸗ 
bildetes Centralwahlcomité der Regierungspartei hat den 
Berlinern in den 6 Donataren eine Candidatenliſte präſen⸗ 
tirt, welche die „Hamburger Wespen“ zu dem ſchlagenden 
Witz veranlaßte, die Conſervativen wünſchten eine „General⸗ 
Verſammlung“, kein Parlament. f 

Am Sonntag fand in der Villa Nova unter dem Vor⸗ 
ſitz eines Rendanten Oske eine zweite Verſammlung für die 
konſervativen Wähler des III. Reichswahlbezirks ſtatt, zu 
deſſen Vertretung General Moltke auserſehen iſt. Doch 
ſchien die Verſammlung nicht ganz den Wünſchen des ein⸗ 
ladenden Komité's zu entſprechen, wie ſchon der Umſtand 
andeutet, daß eine Abſtimmung gar nicht vorgenommen, ſon⸗ 
dern die Verſammlung nur mit der Bitte des Vorſitzenden 
geſchloſſen wurde, daß diejenigen, weiche den General Moltke 
wählen wollten, ihre Namen in die aufgelegten “iften ein ⸗ 
zeichnen möchten. Auch ſonſt regte fi ein ſehr ketzeriſcher 
Geiſt in der Verſammlung, die bei aller Anerkennung der 


für die Candidatur von 


Verdienſte des braven Generals doch nicht geneigt ſchien, in 
ihm den gewünſchten Volksvertreter zu ſehen. Ein Herr 
Heinemann ging ſogar ſo weit, zu erklären, daß er vor 
der Wahl die Anſichten des Generals über Freizügigkeit, 
Kommunalbeamten⸗Beſtätigung hören ꝛc. möchte. Eine von kon⸗ 
ſervativer Seite berufene Verſammlung von etwa 6 — 700 
Wählern des II. Wahlbezirks tagte am Montag im Engli⸗ 
ſchen Hauſe unter dem Vorſitz des Geh. ee Klee: 
mann mit dem Zweck, der Candidatur Waldecks den 
Miniſterpräſidenten Grafen von Bismarck entgenzuſtellen, 
deſſen Verdienſte denn auch mit beredter Zunge von den Herren 
Geh. Regier.⸗Rath Schweder, Prof. Voigt, Profeſſor 
Dr. Strack, Stadtgerichtsrath v. Seydewitz und Ma⸗ 
jor a. D. Bröker in allen Tonarten geprieſen wurde. Schließ 
lich nahm die bereits ſehr zuſammen geſchmolzene Verſamm⸗ 
lung einen Wahlaufruf an, in welchem die Wähler des zweiten 
Reichswahlbezirks aufgefordert werden, den „Baumeiſter Nord⸗ 
deutſchlands“, den Miniſterpräſidenten Grafen v. Bismarck, in 
den Reichstag zu wählen. 

Um den Wählern des VI. Reichswahlbezirks den Mann 
von „Eiſen“ „General v. Steinmetz“ zu empfehlen, hatte ein 
freiwilliges Komité an demſelben Montag Abend eine Ver⸗ 
ſammlung einberufen, die aus etwa 200 Perſonen beſtand, 
meiſt Beamten, Fabrikbeſitzern u. ſ. w., während bekanntlich 
die Arbeiter den Hauptbeſtandtheil des Wahlkreiſes bilden. 
Ein Baurath Retz präſidirte, und der gar nicht zum Wahl⸗ 
kreis gehörige General Troſchke p unter Beiſtand. 
eines (früher demokratiſchen) Lehrers Roſenthal und eines 
Aktuars Böninghaus die Kandidatur von Steinmetz, die 
ſich indeſſen des Beifalls jelbft dieſer gut gefinnten Ver⸗ 
ſammlung nicht durchaus erfreute. 

Wenn die Verſammlungen der konſervativen Wähler in den 
einzelnen Wahlkreiſen ſich kaum des Beſuchs von wenigen 
Hunderten erfreuen, und dieſe ſelbſt nicht durchaus Farbe bekannt, 
ſo ſind dagegen die vorbereitenden Verſammlungen der li⸗ 
beralen Wähler in den kleineren Stadtbezirken ſehr zahlreich 
beſucht. So fand am Sonntag im III. Wahlbezirke eine 
Verſammlung im ſogen. Turnhallenbezirk ſtatt, welche ſich 
Moritz Wiggers entſchied, der 
auch, nachdem Runge, der im IV. Wahlbezirk aufgeſtellt iſt, 
in einer Vertrauensmänner⸗Verſammlung am Mittwoch defi⸗ 
nitiv verzichtet hat, wahrſcheinlich gewählt werden wird. Be- 
herzigenswerth find die Worte, welche der Dr. Guido Weiß 
in diefer Verſammlung gegen die Kandidatur Moltke's richtete: 
„Es ſei ein höchſt unbedachtſames Unternehmen der konſer⸗ 
vativen Partei, die Namen dieſer Generale, die ja bei allen 
Parteien wegen ihrer militairiſchen Leiſtungen in Achtung und 
Ehren ſtänden, in dieſer Weiſe zu mißbrauchen! Das ſei doch 
wahrlich nicht der Dank, den das Vaterland dieſen Männern 
ſchulde, fie in die Lage zu bringen, daß fie, wie mehr als 
wahrſcheinlich ſei, überall in den Wahlen durchfielen. So 
wie jeder Künftler nur in feiner Sphäre tüchtig ſei, fo ſei 
es ſehr zweifelhaft, ob ein tüchtiger General auch ein tüchtiger 
Volksvertreter ſei.“ 

Am Freitag Abend wurde Moritz Wiggers aus Roſtock 
endlich definitiv von einer nach Tauſenden zahlenden Wähler 
verſammlung als alleiniger Kandidat für den III. Reichs- 
wahlbezirk aufgeſtellt. Es geſchah indeß in ausdrücklicher 
5 e des Verzichtes Runges auf die Kandidatur für 
dieſen Bezirk. Wiggers Wahlrede, die naturgemäß Bezu 
nahm auf die Verhältniſſe feines engeren Vaterlandes Meck⸗ 
lenburg, und in welcher er erklärte, die Reichsverfaſſung als 
Grundlage und Maßſtab für die Bundesverfaſſung ne 
zu wollen, machte einen außerordentlichen Eindruck. 

Am Dienſtag Abend fand in der Alhambra eine von 


egen 5000 Perſonen beſuchte Wählerverſammlung des 

„Reichs wahlbezirks ſtatt, in welcher die Herren Präſident 
von Kirchmann, Franz Duncker, Stadtrichter Hierſe⸗ 
menzel und von der Leeden um die Candidatur ſich be⸗ 
warben. Während Kirchmann den Standpunkt der ge ⸗ 
mäßigten Fortſchrittspartei mit Geſchick vertrat, erklärte ſich 
Franz Duncker in einer ſehr beifällig aufgenommenen Rede, 
in welcher er ſeine Abſtimmung gegen die Annexion begrün⸗ 
dete, für die Reichsverfaſſung von 1849. Hierſemenzel 
erklärte namentlich für die Rechtseinheit kämpfen zu wollen, 
die er bisher im Deutſchen Jurtiſtentage angeſtrebt, und ver⸗ 
theidigte unter lebhaftem Beifall den Satz, daß er auf Grund 
des demokratiſchen Wahlrechts in einem friedlichen Kampf 
für die Arbeiter und ihre heiligen Rechte eintreten wollte. 
v. d. Leeden ſtellte ſich einſach auf dem Jacoby'ſchen Stand⸗ 
punkte, ohne jedoch deſſen Ablehnung eines Mandats zu 
billigen. Endlich wurde noch der Abg. Frentzel als Kan⸗ 
didat vorgeſchlagen und von verſchiedenen Seiten lebhaft be⸗ 
fürwertet. 

== Sn dem Orte Braud bei Aachen feierte gegen Ende 
des vorigen Jahres ein Mann ſeine goldene Hochzeit, der, 
wenn auch wohl hier faſt ganz vergeſſen, doch für Berlin 
einſt ſehr ihätig war. Es ift dies der Bildhauer Heinrich 
Scheibler, welcher noch bis vor wenigen Jahren in Berlin 
lebte, wo ſich auch (z. B. im Schauſpielhaus) viele ſeiner 
Arbeiten befinden. Was ihn aber für uns beſonders beach⸗ 
tenswerth macht, das iſt der Umſtand, daß ihm 1815 der 
Auftrag ward, die von Napoleon geraubten Kunſtſchätze (dar⸗ 
unter auch die Victoria auf dem Brandenburger Thore) nach 

Berlin zurückzufübren. Er entledigte ſich dieſes Auftrages 
zur allgemeinen Zufriedenheit. Der König hatte ihm, um 
auf dem Transporte ſtets den nöthigen Beiſtand zu finden, 
Offiziersrang verliehen. 

— Oer Magiſtrat hat jetzt wirklich den Stadtverordneten 
eine Vorlage gemacht, wegen Erhöhung der Mieths - 
ſteuer. Hoffentlich wird dieſes Projekt verworfen, wenn 
nicht der Nachweis geführt wird, daß das Geld für Dinge 
ausgegeben werden ſoll, die wirklich allen Bürgern möglichſt 
gleichmäßig vortheilhaft ſind, und bei denen nicht Einzelne 
ganz außerordentliche Vortbeile haben. In unſerer ſtädtiſchen 
Verwaltung muß endlich der Grundſatz Platz greifen, daß in 
dieſem Falle die Begünſtigten zu den Koſten herangezogen werden. 

— Die leeren Droſchken dürfen jetzt wieder Schritt fah⸗ 
ren. Für die Erleichterung des Verkehrs iſt das gewiß nicht 
förderlich. 


— — — 


Vermiſchtes. 

+ Bei Carl Minde, Verlagsbuchhandlung in Leipzig, er: 
ſcheint binnen Kurzem ein populäres Geſchichtswerk in 20 
Lieferungen zu 60 Bogen, à Lieferung 4 Sgr., mit einem 
Titeltupfer und 19 naturgetreuen Portraits von Fürſten, Feld⸗ 
berren und Staatsmännern: „Die Kriege Preußens gegen 
Oeſterreich von 1740 bis 1866, und zwar der erſte und zweite 
Schleſiſche, der Siebenjährige und Siebentägige Krieg. In 
ihrem natürlichen Zuſammenhange volksthümlich dargeſtellt 
von C. Göhring.“ 

+ Ju England iſt ein Verzeichniß der Eiſenbahn⸗ 
Unfälle in den Jahren 1863, 1864 und 1865 erſchienen. 
Im Jahre 1863 find danach durch Eiſenbahnunfälle 14 
Reiſende getödtet und 400 verwundet; im Jahre 1864 wur⸗ 
den 15 getödtet und 698 verwundet; im Jahre 1865 wurden 
23 getödtet und 1034 verwundet. Hierzu kommen die Rei⸗ 


enden, welche durch ihre 
det worden ſind. 

Es find dies 1863: 21 getödtet und 

1864: 21 en 
1865.13 „ „5 „ 

Es wurden alſo in dieſen 3 Jahren 107 Reiſende getöd- 
tet und 2146 verwundet. 

Zu dieſen Reiſenden muß man nun noch, um ein voll⸗ 
fländiges Bild der Opfer der Eiſenbahnen zu haben, die Be- 
amten der Bohnen ſelbſt, welche getödtet oder verwundet 
find, zählen, fo wie diejenigen Perſonen, welche an den 
Uebergangspunkten und dergl. verunglückten. 

Es waren dies 1863: 184 getödtet und 470 verwundet, 

1864: 222 „ „ 705 
1865: 231 „ „ 1132 „ 

Es giebt dies alſo eine Geſammſumme von 734 Getöd⸗ 
teten und 4543 Verwundeten. 

In der Zuſammenſtellung muß zuerſt auffallen, daß bei 
den Paſſagieren das Verhältniß der Todten zu den Verwun⸗ 
deten weit günſtiger iſt, als bei den Bahnbeamten: wäbrend 
von erſtern etwa 5% geſtorben ſind, ſind es bei den letzteren 
etwa 200%. ; 

Um aber ein richtiges Bild zu haben von der Gefahr, 
welche mit dem Reiſen auf engliſchen Eiſenbahnen verbunden 
iſt, muß man wiſſen, wie viel Perſonen auf denſelben beför⸗ 
dert worden find. Die Zuſammenſtellung giebt darüber fol- 
genden Aufſchluß. Es wurden befördert: 

Im Jahre 1863: 204,635,075 Perſonen mit Tagesbillets 
1864: 229,272,405 

„ 13865: 251,862,715 „ 15 5 
Hierzu kommen aber noch die Perſonen, welche mit Sai⸗ 
ſon⸗ oder Abonnementskarten gefahren find. Von dieſen wurde 
ausgegeben 64,391 im Jahre 1863; 96,499 im Jahre 1864 
und 94,147 im Jahre 1865; rechnet man für jedes Abon⸗ 
nements⸗ oder Saiſonbillet e e eine 200 malige 
Benutzung, fo muß man zu obiger Zahl noch 51,007,400 Rei⸗ 
ſende hinzurechnen. Es giebt das eine Geſammtbeförderung 
von 736,777,595 Perſonen in 3 Jahren. Von dieſen Rei⸗ 
ſenden ſind ohne ihr eigenes Verſchulden 52 getödtet, 2187 
verwundet. Es wurden alſo von je 14,168,729 Reiſenden je einer 
getödtet und von je 334,303 Reifenden iſt je einer verwundet 
worden. Rechnet man die Zahl aller Todten und Ver ⸗ 
wundeten, ſo erhält man auf etwa 1 Million Neiſender einen 
Todten und auf etwa 150,000 Reifender einen Verwundeten. 
Wenn man dieſe Zahlen mit den Opfern vergleicht, welche 
früher die Poſt und andere Wagen beim Reiſen im Ver⸗ 
hältniß zur Zahl der Reiſenden gefordert haben, ſo wird man 
erkennen, wie ſehr ſich die Gefährlichkeit des Reiſens ver ⸗ 
mindert hat. Bei uns in Deutſchland, wo auf den Eiſen⸗ 
bahnen im allgemeinen langſamer gefahren wird als in Eng⸗ 
lend, wird ſich wahrſcheinlich das Verhältniß noch weit gün⸗ 
ſtiger ſtellen. 


eigene Schuld getödtet und verwun⸗ 


1 verwundet, 
3 
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Theater am Montag. 

Opernhaus: Antigone. — Schauſpielhaus: Der 
Störenfried. — Fried rich⸗Wilhelmſtadt: Aus bewegter 
Zeit. — Wallner: 15 Minuten im Zauberſalon. Im 
Dienſtmannsbureau. Eine Weinprobe. Monſieur Herkules. 
— Viktoria: L’Italiana in Algeri. — Wolters dorff: 
500,000 Teufel. — Kroll: Weihnachtsausſtellung. Von 
Treu und Nugliſch. Ein Stündchen im Café chantaut. 
Die Wunder⸗Fontaine. 
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